
Investieren und trotzdem sparen
Staatsregierung ringt um finanzpolitischen Kurs – Keine Einschnitte bei Bildung und Soziales

München. (dpa) Trotz des von
Ministerpräsident Horst Seeho-
fer angekündigten strikten Spar-
kurses hat Finanzminister Georg
Fahrenschon (beide CSU) Kür-
zungen in den Bereichen Bil-
dung, Familie und Soziales aus-
geschlossen. Der stellvertreten-
de Ministerpräsident Martin Zeil
(FDP) betonte, von „kaputtspa-
ren“ halte er gar nichts. Das Ka-
binett will auf einer Klausur im
November über den Haushalt
beraten. Für kommende Woche
wird die neue Steuerschätzung
erwartet.

Fahrenschon sagte, Bildung und Fa-
milie stünden im Zentrum der Regie-
rungsarbeit. „Da wird nicht gespart.“
Es werde „keine Einschnitte geben“.
Unter anderem werde an den be-
schlossenen zusätzlichen Lehrer-
und Polizisten-Stellen „nicht gerüt-
telt“. Er schloss Kürzungen im sozia-
len Bereich aus. „Wir stehen zu den
sozialen Ausgaben des Freistaats.“

Fahrenschon machte aber klar,
dass es keinerlei zusätzliche Ausga-
ben geben werde. Nötig sei eine äu-
ßerste Ausgabendisziplin. „Klar ist:
Es gibt keinerlei Platz für Mehrforde-
rungen“, sagte er. „Wir werden keine
neuen freiwilligen Leistungen finan-
zieren können, und auslaufende Pro-
gramme können nicht fortgesetzt
werden.“ Ein eiserner Sparkurs be-
deute, „dass wir auf allen Ebenen
und in allen Ressorts auf strikte Aus-
gabendisziplin achten“, betonte er.
Zeil machte deutlich, dass mit der
FDP kein Sparkurs wie unter dem

früheren Ministerpräsidenten Ed-
mund Stoiber (CSU) zu machen sei.
„Einen Sparkurs à la Stoiber wird es
auf keinen Fall geben. Ich halte
nichts davon, dass wir uns jetzt ka-
puttsparen, das wäre jetzt genau das
Falsche“, sagte Zeil. Man müsse „die
richtige Balance zwischen Haushalts-
disziplin und richtigen Investitio-
nen“ finden. Dass Haushaltsdisziplin
nötig sei, sei keine neue Erkenntnis.

„Dinge müssen immer wieder auf
den Prüfstand.“ Die Landtags-SPD
verlangte nachdrücklich eine massi-
ve Erhöhung der Bildungsausgaben.
„Der Bildungsbereich in Bayern ist
bereits deutlich unterfinanziert“,
sagte der bildungspolitische Spre-
cher der SPD-Landtagsfraktion,
Hans-Ulrich Pfaffmann. Ministerprä-
sident Horst Seehofer (CSU) und
Fahrenschon müssten schon erklä-

ren, wie die versprochenen Verbesse-
rungen in der Bildungspolitik mit der
Ankündigung, einen rigiden Sparkurs
zu fahren, miteinander vereinbar sei-
en. Pfaffmann warnte, viele Verspre-
chen aus dem Koalitionsvertrag von
CSU und FDP könnten ohne zusätzli-
che Investitionen nicht umgesetzt
werden, etwa das Versprechen der
Koalition, die Klassengrößen zu ver-
ringern.

Zu lang auf der langen Leitung
Oberpfälzer Landräte forden schnelles Internet für das flache Land

Illschwang. (no) Die Oberpfälzer
Landräte wollen beim Aufbau
schneller Internetverbindungen auf
dem Land aufs Tempo drücken. Bei
einem Treffen mit Regierungspräsi-
dentin Brigitta Brunner und Bezirks-
tagspräsident Franz Löffler (CSU) in
Illschwang (Kreis Amberg-Sulzbach)
pochten die Landkreischefs aus dem
Bezirk darauf, dass für alle Orte eine
Internetverbindung mit einer Leis-
tungsstärke von mindestens einem
Megabyte geschaffen wird. Langfris-
tig sollten 16 bis 32 Megabyte er-
reicht werden.

Staat muss einspringen
„Es geht hier um die Daseinsvorsorge
für alle Bürger“, betonte der Chamer
Landrat und Präsident des Bayeri-
schen Landkreistages, Theo Zellner
(CSU). Für viele Betriebe sei die In-
ternetanbindung eine entscheidende
Standortfrage. Der Neustädter Land-
rat Simon Wittmann (CSU) unter-
strich: „Wenn es der Markt nicht her-
gibt, müssen entsprechende Infra-
strukturmaßnahmen durch den Staat
erfolgen.“

Skeptisch äußerten sich die Land-
räte zum vielerorts geplanten Bau
großflächiger Fotovoltaikanlagen.
Meistens gehe damit eine nicht uner-
hebliche Verschandelung der Land-
schaft einher. Kritisch merkten die
Landräte an, dass die Erträge in vie-
len Fällen nicht in der Region blieben
und – sofern die Anlagen von Fremd-
investoren betrieben werden – auch
die Gewerbesteuer an den betroffe-
nen Kommunen vorbeifließe. Der im
Aufbau befindlichen Mittelschule als

weiterentwickelte Hauptschule stün-
den die Landkreise aufgeschlossen
gegenüber, erklärte der Amberg-
Sulzbacher Landrat Richard Reisin-
ger (CSU). Die demografische Ent-
wicklung zwinge Staat und Kommu-
nen dazu, Lösungswege zu suchen,
damit möglichst viele Hauptschulen
auf dem Land erhalten bleiben kön-
nen. Wie berichtet, sollen sich be-
nachbarte Schulstandorte in soge-
nannten Schulverbünden zusam-
menschließen. Reisinger gab jedoch
zu bedenken, dass durch die Zusam-
menlegung von Unterrichtsstunden

und den Austausch von Schülern
künftig erhebliche finanzielle Mittel
für die Schülerbeförderung aufge-
bracht werden müssten. Entschei-
dend sei bei der Reform, dass leis-
tungsstarke Schulverbünde zustande
kommen. Die Mittelschule müsse ei-
ne echte Alternative zur Realschule
werden und auch bei der Wirtschaft
entsprechende Anerkennung finden.

Die Oberpfälzer Landräte treffen
sich vier Mal pro Jahr, um Initiativen
abzustimmen.
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Kabinettskarossen auf der Überholspur
München. (dpa)Das bayerischeKa-
binett fällt zunehmend mit Ver-
kehrsverstößen auf. Im Jahr 2007
wurden 32 Verkehrsverstöße durch
Dienstfahrzeuge von Kabinettsmit-
gliedern registriert, 2008 bereits 47.
Alleine im ersten Halbjahr 2009
wurden bei der Polizei und den
Kommunen bereits 32 Fälle akten-
kundig. Das geht aus einem Papier
des Innenministeriums hervor, das

der „Passauer Neuen Presse“ vor-
liegt. Allerdings hat im selben Zeit-
raum auch die Zahl der zurückge-
legten Kilometer zugenommen:
von 1,79 Millionen Kilometer im
Jahr 2007 auf 2,05 Millionen Kilo-
meter im Jahr 2008. Im ersten Halb-
jahr dieses Jahres legten die Fahr-
zeuge des Ministerpräsidenten, der
Minister und der Staatssekretäre
947 030 Kilometer zurück. Gerade-

stehen für die Verkehrsverstöße
müssen die Fahrer der Kabinetts-
mitglieder, und zwar als Privatper-
son. Siemüssen damit also die Buß-
und Verwarnungsgelder zahlen –
und müssen im Extremfall auch ih-
ren Führerschein vorübergehend
abgeben: Immerhin in einem Fall
seit dem Jahr 2007 musste dem Pa-
pier zufolge ein Fahrer ein Fahrver-
bot hinnehmen.

Was Wirtschafts-
minister Martin Zeil
(FDP, links) Finanz-
minister Georg
Fahrenschon (CSU)
wohl gerade ins Ohr
flüstert? Zwischen
den beiden Politikern
herrscht wegen der
angespannten Fi-
nanzlage des Frei-
staats jedenfalls Ge-
sprächsbedarf.
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Die Landräte Simon Wittmann (Neustadt/WN), Richard Reisinger (Amberg-
Sulzbach) und Theo Zellner (Cham, von links) erläuterten die gemeinsame
Linie der Oberpfälzer Kreise in Sachen Breitbandausbau. Bidl: no

Einen Sparkurs à la
Stoiber wird es auf keinen
Fall geben. Ich halte
nichts davon, dass wir
uns jetzt kaputtsparen,
das wäre jetzt genau das

Falsche.

Wirtschaftsminister
Martin Zeil (FDP)

Kurz notiert

Für innovative
Jugendprojekte

Regensburg. (pk) Der Bund der
Deutschen Katholischen Jugend
(BDKJ) in der Diözese Regens-
burg hat eine Stiftung zur Förde-
rung der Jugendverbandsarbeit
im Bistum gegründet. Zurzeit
läuft die Aktion „200 mal 50
Euro“, um das Grundstockver-
mögen zu erhöhen. ImNovember
2008 hatte der BDKJ-Diözesan-
verband unter demDach des Stif-
tungszentrums katholische Ju-
gendarbeit in Bayern seine eige-
ne Stiftung gegründet. Ihr Zweck
ist die Förderung der katholi-
schen Jugendverbandsarbeit im
Bistum Regensburg. BDKJ-Di-
özesanvorsitzende Martha
Schwitalla erklärt: „Das Ziel ist,
nach der Gründungsphase bis
November 2010 in die Förderung
von innovativen Projekten in den
katholischen Jugendverbänden
einzusteigen.“

Doleschal soll in
JU-Bundesvorstand
Brand. (we) Die JungeUnion (JU)
Oberpfalz hat erneut Christian
Doleschal aus Brand (Kreis Tir-
schenreuth) für den Bundesvor-
stand vorgeschlagen. Nach dem
einstimmigenWillen des Bezirks-
ausschusses soll der 21-Jährige
bei der LandesversammlungMit-
te November wieder für das
höchste JU-Gremium nominiert
werden, dem er bereits seit dem
vergangenen Jahr angehört. Der
Jurastudent vertritt dort zusam-
men mit drei anderen Mitglie-
dern die Interessen der JU Bay-
ern. Außerdem hat die JU Ober-
pfalz drei eigene Kandidaten für
die bevorstehende Neuwahl des
Landesvorstands vorgeschlagen:
Der 33-jährige LudwigWürth aus
Windischeschenbach (Kreis Neu-
stadt/WN) soll erneut stellvertre-
tender Landesvorsitzender wer-
den. NebenWürth bewerben sich
der 32-jährige Andreas Gruber
aus dem Landkreis Cham sowie
der 34-jährige Christian Schwei-
ger aus demKreis Regensburgum
Posten im Landesvorstand.
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